
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 14. Januar 2014 

 
 Nr. 2014/58   
 KR.Nr. SGB 188/2013 PB 27 

Legislaturplan 2013-2017 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2009-2013 

Stellungnahme des Regierungsrates zum Antrag der SVP vom 28. November 2013 

(BJD02) 

  

1. Antragstext 

B.2.2.2 Ergänzung der Hubraumbesteuerung um ökologische Anreize 

Passus ersatzlos streichen. 

2. Begründung 

Diese Forderung wurde durch den Souverän des Kantons Solothurn abgelehnt. Wir gehen davon 
aus, dass sich Regierung und Parlament an diesen Volksentscheid halten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung (KV; BGS 111.1) behandelt der Kantonsrat den Le-
gislaturplan und nimmt davon Kenntnis. Gemäss Absatz 2 kann der Kantonsrat mit einem Pla-
nungsbeschluss den Regierungsrat beauftragen, eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung 
zu entwickeln. 

Eingaben als Planungsbeschlüsse, welche die Priorisierung der Ziele und Planungsabsichten der 
regierungsrätlichen Legislaturplanung abändern wollen, setzen keine neuen Schwerpunkte, 
sondern beabsichtigen lediglich eine Änderung der zeitlichen Umsetzung eines bereits vom Re-
gierungsrat festgesetzten Legislaturzieles. Mit anderen Worten: es werden damit keine strategi-
schen Schwerpunkte gesetzt, vielmehr wird mit solchen Planungsbeschlüssen in den operativen 
Aufgabenbereich des Regierungsrates eingegriffen, weshalb wir diese als unzulässig, zumindest 
aber bei einer allfälligen Überweisung als nicht verbindlich, erachten. 

Mit der Neuzuordnung der Dienststelle Motorfahrzeugkontrolle zum Bau- und Justizdeparte-
ment und der damit zusammenhängenden organisatorischen Nähe zum Amt für Verkehr und 
Tiefbau (AVT) wird eine Neuregelung und Optimierung der Finanzierung der Strasseninfrastruk-
tur geprüft. In diese Betrachtungen fallen unter anderem die Deckungslücke der heutigen Fi-
nanzierung und eine potenzielle Reduzierung der Gemeindebeiträge an die bauliche Sanierung 
und den Ausbau von Kantonsstrassen. 

In diesem Zusammenhang wird das Gesetz über die Steuern und Gebühren für Motorfahrzeuge 
und Fahrräder (BGS 614.61) überprüft. Ebenso soll im Sinne einer umfassenden Analyse die heu-
tige Form der reinen Hubraumbesteuerung hinterfragt werden. 
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4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

 

Vorberatende Kommission 

Justizkommission 

Verteiler 
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